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Vorgänge UN: EntwicklungenB ,  Vorgänge und Entwicklungen
Rechtssystei:he 1n geteilten Deutschland
Die „Materialien” erl über die deron

Auch in diesem Jahr wurde Ww1e bereıits 1971 der Was bezwecken die Materialien?
seıt 1969 übliche Bericht des Bundeskanzlers Zur Lage der

Konkretes Ziel der diesjährigen Untersuchung WAar CS, alleNatıon durch ıne Materijalsammlung einer Gruppe VO  —
Wissenschaftlern Leitung VO  3 Prof Ludz e1I- wichtigen Gebiete der Rechtsordnung iın den beiden deut-
ganzt. Während sıch 1971 die Materı1alsammlung autf die schen Staaten, Verfassung un Staatsrecht, das Zıvil-,

Wirtschafts- un: Arbeitsrecht, das Strafrecht un dieThemen Volkswirtschaft, Sozlialstruktur, Bıldungswesen
un Jugendprobleme konzentrierte (vgl Herder-Korre- Rechtspflege, beleuchten. Es galt, nach der Selbstaus-
spondenz, März IS Zing N 1972 iın dem 364 Sapc der Autoren, die zugleich ıne Selbsteinschätzung des
Seıten DIN starken Bericht Fragen des Vergleichs Arbeitsergebnisses 1St, „systemtypische Merkmale er

Rechtsordnungen der beiden deutschen Staaten objektivder Rechtsordnungen ın beiden Teıilen Deutschlands.
w1e möglich erfassen“. Die beiden Systeme wurden
nebeneinandergestellt un: auf der Grundlage ihres VvVer-Die Kriterien, mıiıt denen gearbeitet wurde schiedenartigen bzw gegensätzliıchen Selbstverständnisses

Mıt dem Verfahren, vergleichende Berichte über dıe Lage aufgeblättert.
1n beiden deutschen Staaten in bestimmten Bereichen in Die VO den Autoren gewählte Methode immanenterAuftrag geben, haben die Bundesregierung un: ihre Beschreibung 1St geeignet, auch grundlegende Unterschiede
wıssenschaftlichen Miıtarbeiter Neuland betreten. Die Bun- der Systeme erfassen, aber angesıichts des Ausklam-
desregierung geht davon AUs, daß hıer eın „Nachhol- jeder Wertung werden die tiefer liegenden Ver-
bedarf“ herrscht (Bundesminister Franke). Dıie Ver- gleichsschichten eher verstellt. Dennoch möchten die Auto-
öffentlichung der Materialien hat ein klares politisches 1ienNn nıcht 1Ur Materialien „vergleichen“, sondern die
Ziel ina  - 111 die Kenntnıis der Lebensverhältnisse un: Rechtssysteme miıteinander „konfrontieren“. Dıies 1St Z W e1-
der politischen Ordnung vertieten un: damit den Versuch tellos InsSOWeIlt erreıicht, als für den unterrichteten Leser
machen, VO Gegeneinander einem Nebeneinander, die aufgeführten Tatsachen ın den meısten Fällen für sıch
wenn nıcht Sal eiınem begrenzten polıtischen Mıtein- sprechen.ander kommen. In vergleichenden Analysen soll nach Die wesentlichste Schwierigkeit die auch den Autorenun: nach 1ın den einzelnen Bereichen des gesellschaftlichen
Lebens ıne umtassende Bestandsaufnahme erfolgen, bewußt WAar estand darın, daß gerade in der DDR
die Intormationsbasis verbreitern un: AUS der 1n verschiedenen Bereichen ıne mehr oder wenıger große

Diskrepanz zwischen Rechtsnormen un der Rechtswirk-Kenntnıis der wenıgen noch gegebenen partıiellen Gemeıin- lichkeit xibt un daß dort auch die SED eınen NUur schwersamkeiten bzw der verfestigten Gegensätze sachgerechte
Schlußfolgerungen tür ıne Deutschlandpolitik, w1ıe s$1e exakt belegenden Einfluß nıcht NUur auf die große Linıe
sıch die gegenwärtıige Koalıition vorstellt, ziehen. der Rechtsprechung (harter oder weıcher urs), sondern

auf Detaıils ausübt. Da Wesentliches zwıschen den R echts-
Früher wurden in Untersuchungen über die Entwicklung in beiden Teilen Deutschlands völlıg verschieden
in der DDR vornehmlıch die qualitativen Unterschiede ist, fehlt oft auch die Basıs des Vergleıchs. Gegenüberstel-herausgestellt un: Materialien für die politische Auseıin- lungen nach ftormalen Kriterien sınd deshalb Nur mıt Eın-
andersetzung gesammelt. Dıie einstigen Arbeiten des For- schränkungen möglıch bzw MIt Vorbehalten ZuUur Kenntnıis
schungsbeirates beim gesamtdeutschen Mınısterium ent- nehmen, weiıl iıne CNAaAauUEC Untersuchung des Verhält-
wickelten Modelle für iıne Wiedervereinigung. Dabei nısses 7zwıischen Gesetz und Rechtswirklichkeit fehlt un:
ging INnan 1n erster Linıe VO  ; der Überlegung aus, w1e 1in weil unterlassen wurde, die Funktion des Rechts 1mM
der DDR bestimmte Entwicklungen gegebener eıt AIn Ganzen des 5Systems eindeutig erläutern. Unbestrittenes
reibungslosesten rückgängig gemacht werden können. Jetzt Verdienst der diesjährigen Materialsammlung 1St aber,
beschränkt INa sich darauf, eın abstrakt-sachliches Bild da eın Einblick in Grundmuster der DDR-Wirklichkeit
Von Übereinstimmungen, Nichtübereinstimmungen und gegeben wırd. Geme1ijnsame un unterschiedliche Tenden-
Gegensätzen zeıichnen. zen über die Entwicklung der Rechtssysteme werden
Der Versuch des Teams Prof Ludz war dieses Jahr detailliert aufgezeigt. war sind Übereinstimmungen Z W1-
ein schwieriges Unterfangen, zumal keine vorherigen WI1S- schen den Rechtsordnungen Schwinden, 1aber nach dem
senschaftlichen Erfahrungen auswertbar sind. Da in  _ 1m Studium dieser Materialien entdeckt INa  j doch mehr, als
Interesse des polıtischen Auftragszıiels nıcht Munıiıtion für Man autf Grund der prinzıpiell unterschiedlichen Ge-
die politische Auseinandersetzung, für ıne verstärkte sellschafts-, Wirtschafts- un: Staatsordnung vi_elleicht er-

innerdeutsche Konftrontation liefern, sondern einer artet hat
politischen Entspannung beitragen ollte, wollte INa  _ auf
Wertungen weıitgehend verzichten. Bei diesem Vorgehen Vergleichbare Reformtrends
1St allerdings das, w as früher stark betont wurde, dıe
„qualitative“ Difterenz, fast verdrängt worden, während Ungeachtet des VO der SED geförderten Trends der Aus-
das, w as früher aum beachtet wurde, 1er als egen- einanderentwicklung un betonter systematischer Abgren-
reaktion übermäßig dominıiert. ZUN£, die eigene Vollsouveränıität als sozialistischer
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deutscher Staat Zu demonstrieren, gibt es aber elementar un Familiengesetzbuch her der Famlılie eine stärker
wieder Annäherungsphänomene 1n Einzelfragen. Inter- institutionelle, überpersönliche, auf die Entwicklung VO

essant un: sehr des Nachdenkens wert 1St, daß 1n der Staat un Gesellschaft ausgerichtete Funktion zugeschrıie-
BRD un der DDR gleiche bzw ähnliche Reformtrends ben, während 1n der BRD die Familie 1 wesentlichen als
Zibt, wobe1 erwähnen 1St, daß ın der DDR die „Re- eın VO Staat un Gesellschaft nıcht anzutastender priva-
tormen“ ınsgesamt schon weıter vorangeschritten sind. ter Intimbereich angesehen wiırd. In der DDR soll die
Trendübereinstimmung gibt es z B 1n der Abschafftung Famiılie eın VO staatlıchen Einflüssen treier Raum se1in.
zahlreicher Straftatbestände 1m Sexualstrafrecht, bei Re- Auch die Famiılie soll einen Beitrag ZUuUr Entwicklung der
tormen des Strafvollzugs (stärkere Betonung VO Erzie- „sozialistischen Persönlichkeit“ eisten. Die Eltern sollen
hungs- und Resozialisierungsmaßnahmen), bei der Neu- laut des Famıiliengeset

Erbauern des Sozialismus erziehen“.
buches ıhre Kindet_‘ „aktıven

gestaltung des Familienrechts nach dem übereinstiımmen-
den Verfassungsgrundsatz der Gleichberechtigung der Da die Ehe im Sozialismus nıcht mehr als „ Versorgungs-Frau, der Gleichstellung ehelicher un nıiıchtehelicher Kın- anstalt der TAau verstanden wiırd un sowohl Ausbeu-der, dem Übergang VO Schuld- ZU Zerrüttungsprinzıp
1mM Scheidungsrecht. eung und Unterdrückung wI1e auch rechtliche Ungleichheit

un: materielle Abhängigkeıit der rau  « ausgemerzt wWerl-

den soll, wiırd vermögensrechtlichen Fragen 1m Famılıen-
Eherecht und Sozialismus recht ıne geringere Bedeutung ZUSCMESSCH. Die Ehe wird
Die meısten Gemeinsamkeiten z1ibt noch 1m Zivil- un als persönliche Lebensgemeinschaft freı VO  3 materiellen
Familienrecht, wenngleich auch schon 1er bedeutende Erwägungen ın den Vordergrund gerückt. Während in
Unterschiede vorhanden sınd. Gegenwärtig basıert das der BRD die schuldlos geschiedene Tau bisher Unterhalts-

ansprüche geltend machen kann, xibt 65 in der DDR keineZivilrecht noch weitgehend auf denselben Rechtsnormen,
denn wichtige Teıle des Bürgerlichen Gesetzbuches VO  3 Schuldsprüche mehr, un jeder Partner iSt nach der Schei*
1896 gelten auch 1n der DDR fort, wenngleich sıch die dung ür seinen Unterhalt selbst verantworrtlich. Nur 1in
Prinzıiıpijen un der Anwendungsbereich des Zivilrechts Häiärtetällen besteht die Verpflichtung zeitweiligem
zwiıischen BRD und DDR schon erheblich unterscheiden. un: 1in besonders gelagerten Fällen dauerndem Unter-
In der besteht die Eigentumsordnung auf der An- halt des geschiedenen Ehepartners (der Tau oder auch des
erkennung des Privateigentums. In der DDR ISt das Mannes)
„sozialistische“ Eigentum bestimmend. Der größte Teıl
der für das Wirtschaftsleben bedeutsamen Sachgüter fällt Auseinanderentwicklung imVerfassungs- und Stra
damit nıcht in den Anwendungsbereich zivilrechtlicher recht t-
Normen. Das Zivilrecht der BRD wird VO: dem durch
Gesetzgebung und Rechtsprechung inhaltlich bestimmten Dies 1St aber allerdings alles, W as noch „Gemeın-un begrenzten Grundsatz der Privatautonomıie be-

samem“ existliert. Fundamentale Unterschiede zeigen sıch
herrscht. In der DDR soll dagegen das Zivilrecht diıe Eın-

VOT allem 1m Bereich des S taats- UN! des Verfassungs-heit VO  - gesellschaftlichen Notwendigkeıiten un: persön- rechts. In beiden Teilen Deutschlands haben die Verfas-lıchen Interessen herstellen. Es iSt Teil der einheitlichen
sozı1alistischen Rechtsordnung. Dıiıe Privyvatautonomie wiırd SUNSCH eine unterschiedliche rechtliche Bedeutung. Als

wichtigste Differenzfaktoren sınd nennen: die Velr-
grundsätzlıch abgelehnt. Dies hat unterschiedliche Aus- fassungsrechtliche Verankerung der führenden Rolle der
wirkungen auf die Konzeption des Vertrags-, Eıgentums- SED für alle Bereiche des Staates un der Gesellschaft, die
und Erbrechts in beiden Staaten. In der DDR wurde der
Entwurf eınes Zivilgesetzbuches fertiggestellt, u55 faktische Machtausübung der SED durch zentral SC-

Kaderpolitik un die fixierte Einheitlichkeıit der
dem ohl künftig noch deutlicher Unterschiede erkennbar Staatsmacht (keine Gewaltenteilung, eın Verfassungs-werden. gerichtshof, keine Verwaltungsgerichte, NUur eingeschränkte
Hınsichtlich des F amilienre&ts 1St beachten, daß 1ın be1- Selbstverwaltung der Bezirke, Kreise, Städte un Ge-
den Teilen Deutschlands Ehe un: Famiıulie einen grund- meıinden, Betonung des „demokratischen“ Zentralismus
rechtlichen Schutz genießen. Während in der DDR ın 1m Staatsaufbau).
der offiziellen Haltung ZUFr Familie anfangs eher Zurück-

Im Vergleich ZUur BRD besitzt der Bürger der DDR pC-haltung un: Unsicherheit gab, vollzog siıch Begınn der
sechziger Jahre 1m Zusammenhang mıt der Diskussion ringere Rechte und 1St behördlicher Willkür ausgeliefert.

das Familiengesetzbuch iıne betonte Hinwendung ZUuUr Dıiıe Meınungs- un Informationsfreiheit 1St eingeschränkt.
Famlılıie. Die Garantıe des Schutzes VO Ehe un Famiıilıie Der Prozefß der politischen Willensbildung verläuft völlıg

entgegengeSetZtL. In der DDR erfolgt die politische Wil-(Artikel 38 Abs DDR-Verfassung) stımmt nahe-
wörtlich Mi1t der entsprechenden Passage des rund- Jensbildung vornehmlıch in den Spitzengremien der SED,

der BRD überein. Darüber hinaus wiıird jedoch deren Führungsanspruch auch verfassungsrechtlich BC-
jedem Bürger „das echt auf Achtung, Schutz un Förde- siıchert 1St Dıie Grundrechte werden nıcht iın erstier Linıe

ZUr Sıcherung individueller Freiheit gewährt. Sıe sınd[ung seiner Ehe un: Famiıilie“ zugestanden. Beachtens-
vielmehr eın Miıttel ZuUuUr Entfaltung gesellschaftlicher Eın-Wert 1St auch, daß in der DDR 1m Unterschied ZUuUr BRD

die Ehe eindeutig auf die Famiılie hın definiert ist: „Aus gliederung des einzelnen un seiner Mobilisierung tür
der Ehe soll ıne Familılie erwachsen.“ den sozialistischen Autbau Grundrechte un: Grundpflich-

ten gegenüber Staat un Parteı1 bılden ıne untrennbare
Das Famıilienrecht 1St 1ın der DDR ebenfalls AZuS dem Zivil- Einheıit. Vorkehrungen eines gerichtlichen Grundrechts-
recht ausgegliedert. Es existiert als eigenständiges, 1ın schutzes sind ıcht vorhanden.
einem uen Famıilıengesetz (1965) kodifiziertes Rechts-
gebiet. Das Famıilienrecht wird 1in der DDR ıcht mehr als Be1 Wahlen verändert sıch 1n der DDR die Zusammen-
Privatrecht verstanden. In der DDR wiıird VO Verfassung SETZUNgG der Fraktionsstärke in der Volkskammer niıcht,
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enn xibt die Einheitsliste der Nationalen Front MI1It auch (neue) gesellschaftliche Ursachen verantworflich
einer se1it Jahren teststehenden „vereinbarten“ Aufteilung gemacht.
der Mandate auf die einzelnen Fraktionen. Dabei 1St BC- Auch 1m Arbeits- un ım Wirtschaflsrecht zibt es beträcht-
sıchert, daß die SED mıt den VO  3 ihnen e1In- ıche Unterschiede. Dıie DDR verfügt bereits .  ber eın ein-
deutig beherrschten kommunistischen Massenorganıisatı1o- heitliches „Gesetzbuch der Arbeıit“. In der DDR z1Dt N
NEeN eine qualifizierte absolute Mehrheit besitzt. Volks- aber weder eın Streikrecht noch ıne Tarifautonomie. Wer
kammersitzungen finden NUur selten 96 0/9 aller Ge- 1ın volkseigenen Unternehmen streikt, vergeht sıch der

un Verordnungen werden VO Staatsrat bzw dem sozjalıistischen Gesellschaft. Die Löhne un: Gehiälter Wer-
Mınisterrat erlassen. ıne gesetzgeberische Inıtiative des den icht zwischen den Tarıfpartnern ausgehandelt, SON-
Parlaments sibt faktisch nıcht. ern durch staatlıche Verordnungen Mitwirkung

kommuniuistischer Gewerkschaften festgesetzt. war 1St 1ın
In bezug auf Strafrecht un Kriminalität 1St der Vergleich der DDR der Kündigungsschutz un die Gesundheits-
stärker difterenziert. In beiden Teılen Deutschlands er- fürsorge besser ausgebaut, die BRD braucht jedoch in
scheiden sıch die geschützten Rechtsgüter un iıhre Rang- wichtigen anderen Bereichen den Vergleich miıt dem „AÄAr-
ordnung in wichtigen Bereichen des trafrechts wesent- beiter- un Bauern-Staat“ DDR ıcht scheuen. Dıie
lich Die Straftatbestände ZU Schutz VO  3 Eıgentum un Vergütung bei Erkrankung 1St ZU Beispiel ın der BRD
Vermögen weısen ın der DDR der wichtigen tor- besser geregelt.
malen Unterscheidung VO Stratftaten das sozıalısti-
sche sSOWIl1e das persönliche un: das private Eıgen-
eum eine weitgehende AÄAhnlichkeit mi1t dem echt in der Es fehlt eın Vergleich zwischen Norm und Wirk-

iıchkeitBRD auft. Auch die allgemeinen Voraussetzungen für die
Stratbarkeit VO  - Handlungen lassen noch viele Gemeıin- Schon diese Beispiele erweısen den Nutzen der vorliegen-
samkeiten erkennen. In der DDR 1St jedoch schon die den Materialsammlung. Doch müdßte s1e unbedingt erganzt
Vorbereitung VO  - Straftaten 1n einem weıtergehenden werden durch einen ausführlichen Vergleich zayıschen
Sınne stratbar als in der BR  O Auch Notstandsmomente Norm und Wurklichkeit. Dieser Vergleich brauchte sıch
werden NUuUr 1n geringerem aße anerkannt, wenngleich nıcht ausschließlich auf die DDR beschränken, denn
auch das Gesetz mehr Möglichkeiten vorsieht, VO  3 Strafe schließlich zibt N solche Diskrepanzen Ja auch in der BR  \
abzusehen. Fın solcher Vergleich ware unbedingt notwendige rgan-

ZUNßg, enn iInan annn sıch nıcht NUur anhand VO  - Texten
un offizıösen Selbstinterpretationen Orjentieren. Die

Rechts- un Gesellschaftsverständnis Wirklichkeit der Anwendung gegebener Normen und das
detaillierte Funktionieren des Rechtssystems, wIıe sıchWiährend 1M allgemeinen Strafrecht verschiedene ber- in totaliıtären Staaten eben nıcht 1n offizıösen Beiträgeneinstiımmungsmomente z1bt, ex1istieren 1m Bereich der außert, müßte miıt einbezogen werden. Insbesonderepolitischen Straftatbestände erhebliche Diskrepanzen. In

der DDR gibt eirnen umfangreıicheren Straftatenkata- müfßte der dominijerende Führungseinfluß der SED auf
die Rechtsprechung dargestellt werden. Doch MuUu einge-02, z.B über Hetze, Staatsverleumdung, Republikflucht. raumt werden, da{ß dies csehr schwier1g ISt, weil dies echteAuch die Todesstrafe annn bei schweren polıtischen Ver- Internkenntnisse un: kaum authentischebrechen, Militärstrattaten un Mord verhängt werden.

Bemerkenswert 1St jedoch, daß gerade ım -Bereich politi- zugängliche Materialıen dafür g1bt. Zu berücksichtigen 1St
auch, da{(ß Probleme, die für die Menschen in der freiıenscher Delikte durch interne Parteiweisungen Rıchter Welt den politisch-rechtlichen Grundwerten gehören, 1inun Staatsanwälte zeitweilıg Episoden recht milder Be-

strafung oder Sar der Nichtahndung VO  - Fällen g1bt, der DDR angesichts der totalıtären Gesellschaftsstruktur
un der Auswirkungen permanenter ideologischer In-

wenn dies AZusSs Gründen politischer Opportunıität geboten doktrination mıtunter herunterspielt oder verdrängtscheint. Todesstrafen werden gegenwärtig NUr selten AUS- werden.gesprochen un: noch seltener vollstreckt. Der rechtliche
Schutz der Jugendlichen un: der Kınder 1St 1n der DDR Welches Fazıt ware AUS dieser Analyse über die Rechts-
vollständiger als 1n der BR  O Indessen können „arbeits- SySteme in beiden deutschen Staaten ziehen? Zunächst
scheue“ un „asozıale“ Bürger streng estraft werden. Dıie bestätigt sıie die Erkenntnis, daß 1n den grundlegenden
Betreuung entlassener Straftälliger 1St 1n der BRD noch Fragen des Staatsrechts un der Verfassung gegenwar-

t1g heinerle: Tendenz der Annäherung x1ibt. Selbst da,meı1st privaten Inıtiatıven oder caritativen Institutionen
vorbehalten. In der DDR xibt dagegen intensıivere Be- siıch heute noch Übereinstimmungen feststellen lassen, sind
mühungen staatlicher SOWI1e gesellschaftlicher Einrichtun- diese vielfach mehr formaler Art Viele Begriffe haben 1n
gCH, die Straffälligen in die Gesellschaft „einzuordnen“. der DDR schon ine völlig andere inhaltliche Bedeutung

als in der BR  S Für die deutschlandpolitische Auseıinan-
Beachtenswert 1St auch, dafß die Ursachen der Kriminalı- dersetzung lietfern die Materialien wertvolle Intftormatıo-
tat unterschiedlich begründet werden. Während 1ın der 11C611. An ihnen annn nıemand, der sıch ernsthaft über die
BRD die Kriminalıität miıt individuellen Faktoren un Sıtuation der Rechtsordnungen iıntormiıeren will, vorbeıi-
gesellschaftlichen Ursachen erklärt wirdun INan realistisch gehen. Ihr großer angel 1St, wıe schon erwähnt, die feh-
davon ausgeht, daß eine kriminalitätsfreie Gesellschaft lende Kennzeichnung des Getälles 7zwıschen Norm und
Utopie St, wıird 1ın der DDR die Kriminalıität als ıne Wirklichkeit, und noch ein Zz7weıter nıcht wenıger gravie-
historisch-gesellschaftliche un: damıt überwindbare Er- render Mangel: die Meınung, Rechtssysteme zwıschen frei-
scheinung betrachtet. Vorhandene Kriminalıität wiırd VOTL- heitlichen un totalıtären Staaten ließen sıch eın ”  11 -
wiegend als UÜberbleibse]l der kapıtalistischen Gesellschaft pırısch“, ohne Beachtung der dahinterstehenden Wert-
angesehen, allerdings werden in Jüngster eıt für die in struktur, ohne polıtischen Wıiıirklichkeitsverlust verglei-

chender DDR höhere Quote der Jugendkriminalität Herbert Prauß
170


